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1 Verfahren

Nach dem Beschluss im Kanton reicht dieser dem Bund die Richtplananpassung zur Genehmigung 
ein. Im Rahmen der Prüfung und Genehmigung, siehe dazu Artikel 10 und 11 der Raumplanungsver-
ordnung vom 28. Juni 2000 (RPV; SR 700.1), überprüft der Bund, ob die Richtplaninhalte mit dem Bun-
desrecht vereinbar und wie sie mit den Bundesinteressen abgestimmt sind. Der Bund richtet das Re-
sultat der Prüfung in Form eines Prüfungsberichtes und eines Genehmigungsbeschlusses an den Kan-
ton. Bei unbestrittenen Teilanpassungen des Richtplans wird die Richtplananpassung durch das De-
partement (UVEK) genehmigt. Bei Gesamtrevisionen oder bei umstrittenen Anpassungen befindet der 
Gesamtbundesrat über die Richtplananpassung.

1.1 Genehmigungsantrag Kanton

Am 3. Februar 2026 hat die Regierung des Kantons St.Gallen die Anpassungen 2025 des Richtplans 
beschlossen. Mit Schreiben vom 17. Februar 2026 reichte die zuständige Regierungsrätin des Kantons 
St.Gallen die Richtplananpassung zur Genehmigung ein. 

Dem Genehmigungsantrag des Kantons St.Gallen lagen folgende Dokumente bei:

- RP2025 Bericht zur Anhörung

- RP2025 Bericht zur Mitwirkung

- RP2025 Richtplantext - Genehmigungsentwurf

- RP2025 Richtplankarte - Genehmigungsentwurf

- RP2025 Leitfaden Zusammenarbeit mit Gemeinden und Regionen

- RP2025 Grundlagenbericht Siedlungserweiterung

- RP2025 Grundlagenbericht Arbeitszonenbewirtschaftung.

- RP2025 Erläuterungsbericht Fruchtfolgeflächen

- RP2025 Arbeitshilfe Kompensation FFF

- RP2025 Grundlagenbericht Deponiestandorte

Gemäss Artikel 7 Buchstabe a RPV gibt der Kanton Aufschluss über den Ablauf der Richtplanung, ins-
besondere über die Information und Mitwirkung der Bevölkerung sowie über die Zusammenarbeit mit 
den Gemeinden, Regionen, Nachbarkantonen, dem benachbarten Ausland und den Bundesstellen, die 
mit raumwirksamen Aufgaben betraut sind.

Der Kanton führte von Anfang Juli bis Ende September 2025 eine öffentliche Mitwirkung zur Richtpla-
nanpassung durch. Die Ergebnisse der Mitwirkung sind im Mitwirkungsbericht zu den Anpassungen 
2025 festgehalten. Der Kanton hatte die Richtplananpassung dem Bund zur Vorprüfung eingereicht. 
Diese wurde mit dem Vorprüfungsbericht vom 28. Mai 2025 abgeschlossen. 

Der Kanton kommt damit den Vorgaben von Artikel 7 Buchstabe a RPV nach. 
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1.2 Prüfungsprozess Bund

Das ARE hat mit Schreiben vom 18. Februar 2026 alle betroffenen Bundesämter der Raumordnungs-
konferenz des Bundes (ROK) um Stellungnahme zur Richtplananpassung gebeten. Materiell geäussert 
haben sich das Bundesamt für Umwelt (BAFU), das Bundesamt für Verkehr (BAV) sowie die Schwei-
zerischen Bundesbahnen (SBB). Die Stellungnahmen wurden soweit möglich im vorliegenden Bericht 
berücksichtigt.

Mit Schreiben 3. März 2026 wurden die betroffenen Nachbarkantone eingeladen, zur Richtplananpas-
sung des kantonalen Richtplans St.Gallen Stellung zu nehmen. Die Kantone Appenzell Innerrhoden, 
Appenzell Ausserrhoden, Schwyz, Zürich und Graubünden stellen fest, dass ihre Interessen und raum-
wirksamen Aufgaben berücksichtigt wurden. 

Die Anhörung des zuständigen Regierungsrats gemäss Artikel 11 Absatz 1 RPV erfolgte mit 16. April 
2026. Mit Schreiben vom 21. April 2026 hat die zuständige Regierungsrätin Stellung genommen und 
zeigt sich mit den Ergebnissen der Prüfung einverstanden.

1.3 Stellenwert des Prüfungsberichts 

Im Rahmen des Prüfungsverfahrens ist zu klären, ob die vorliegende Richtplananpassung mit dem 
Bundesrecht im Einklang steht. Für die Prüfung massgebend sind insbesondere die Bestimmungen 
des Raumplanungsgesetzes vom 22. Juni 1979 (RPG; SR 700), der RPV sowie der Umsetzungsinstru-
mente, insbesondere der Ergänzung des Leitfadens Richtplanung.

Die Rechtmässigkeit im Richtplan vorgesehener Vorhaben und Zonierungen wird summarisch ge-
prüft; erhebliche Zweifel an der Rechtmässigkeit sind zumindest transparent zu machen. Der vom 
Bundesrat genehmigte Richtplan dient dazu, Vorhaben auf der Basis von entsprechenden Richt-
planfestlegungen zügig einem rechtmässigen, grundeigentümerverbindlichen Entscheid zuzuführen, 
der die im Richtplan zum Ausdruck kommenden Prioritäten und Wertungen berücksichtigt. Er ist 
selbst jedoch noch kein Garant für die Rechtmässigkeit eines Vorhabens. Dies gilt analog für im 
Richtplan vorgesehene Zonierungen.

2 Inhalt des Richtplans und Beurteilung

2.1 Raumentwicklungsstrategie; R12 Zusammenarbeit mit Gemeinden und Regionen 
in Richtplangeschäften und R21 Regionen und funktionale Räume

Zusammenarbeit mit Gemeinden und Regionen

Das im Oktober 2017 in Kraft getretene Planungs- und Baugesetz des Kantons St.Gallen (sGS 731.1; 
abgekürzt PBG) verlangt eine enge Zusammenarbeit des Kantons mit Gemeinden und Regionen bei 
Richtplangeschäften. In einem kantonalen Leitfaden wird die Ausgestaltung der Zusammenarbeit zwi-
schen dem Kanton und den Gemeinden sowie den Regionen festgehalten. Der Bund hat dazu keine 
Anmerkungen.

Klimawandel

Die textlichen Anpassungen im Richtplan basieren auf der Strategie der Regierung zur Anpassung an 
den Klimawandel. Mit den Ergänzungen im Richtplan werden generelle Handlungsanweisungen und 
Grundsätze zur Anpassung an den Klimawandel festgelegt. Um die Risiken zu minimieren und die 
Chancen des Klimawandels zu erkennen, hat der Kanton St.Gallen eine Strategie zur Anpassung an 
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den Klimawandel erarbeitet. Der Bund würdigt die Anpassungen des Richtplans im Sinn der Quer-
schnittsaufgabe als positiven ersten Schritt. Der Kanton St. Gallen stellt hierzu im Mitwirkungsbericht 
klar, dass die aktuellen Richtplanformulierungen sich bewusst auf den Bereich Klimaanpassung (Adap-
tion) beschränken. Die Aufnahme weiterer Klimaschutzmassnahmen (Mitigation) in den Richtplan, wie 
die Reduktion von Treibhausgasen, werde zu einem späteren Zeitpunkt geprüft, so der Kanton. Der 
Bund zeigt sich mit dem Vorgehen einverstanden.

2.2 S11 Siedlungsgebiet / S21 Arbeitszonenbewirtschaftung

Die Voraussetzungen für Änderungen und Erweiterungen des Siedlungsgebiets sind im Koordinations-
blatt S11 Siedlungsgebiet des kantonalen Richtplans St.Gallen festgehalten. Mit der Anpassung 2025 
wird eine von der Stadt Gossau beantragte Erweiterung des Siedlungsgebiets für Arbeitsnutzungen im 
Gebiet Erlenhof aufgenommen. Das Amt für Wirtschaft und Arbeit beantragt die Änderung des Koordi-
nationsstands für das strategische Arbeitsplatzgebiet Morgental II in der Gemeinde Steinach. Damit 
verbunden ist auch eine Bezeichnung als Siedlungsgebiet in der Richtplankarte. Die vorliegenden Er-
weiterungen des Siedlungsgebiets im Umfang von rund 4.5 ha sind im genehmigten Gesamtumfang 
von 16'144 ha enthalten.

Gemeinde Steinach, S-01 Morgental II

Bezüglich der Strategischen Arbeitsplatzgebiete von kantonaler Bedeutung (STAK) wird das Gebiet 
«Morgental II» in der Gemeinde Steinach dem Siedlungsgebiet zugewiesen und erlangt damit den Ko-
ordinationsstand Zwischenergebnis. Die Gebietsentwicklung ist entsprechend vorangeschritten.

Das Areal mit einer Fläche von rund 3.5 Hektaren liegt direkt angrenzend an ein bestehendes Ge-
werbe- und Industriegebiet, das sich teilweise im Kanton Thurgau befindet. Seit der Vorprüfung hat der 
Kanton im Abschnitt «Hinweise auf die Folgeplanung» in der Form ergänzt, als dass die Interessen 
zum lückigen Lebensraumverbund und dem siedlungsgliedernden Freiraum sowie die an das Gebiet 
angrenzenden Gewässer in der Folgeplanung zu berücksichtigen sind. Dies ist im Sinne der Aufträge 
des Bundes. Das BAFU macht zudem darauf aufmerksam, dass das strategische Arbeitsplatzgebiet 
von kantonaler Bedeutung (STAK) in der Nähe der «Amphibienwanderungsstelle mit Konflikten Nr. 466 
Steinach» liegt. Das Objekt Nr. 466 sei in der weiteren Planung zu berücksichtigen. 

Gemeinde Gossau, Erweiterung bestehender Gewerbebetrieb

Die Stadt Gossau plant im Gebiet Erlenholz die Erweiterung des Siedlungsgebiets für Arbeitsnutzun-
gen im Umfang von rund 1 ha für ein konkretes Ausbauprojekt eines ansässigen Betriebs. Der Grund-
lagenbericht wurde seit der Vorprüfung mit dem Hinweis ergänzt, dass die Koordination Raumplanung 
und Störfallvorsorge gemäss Art. 11a StFV spätestens in der nachgelagerten Nutzungsplanung zu er-
folgen hat, was im Sinne des Bundes ist.

Gemeinde Buchs, Erweiterung Fegeren

Der Entwicklungsschwerpunkt Arbeiten (ESP Arbeiten) «Erweiterung-Fegeren» in der Stadt Buchs wird 
dem Koordinationsstand Festsetzung zugewiesen. Die Stadt Buchs beantragt die Einzonung des wei-
teren Gebiets «Erweiterung Fegeren» im Rahmen der Gesamtrevision ihrer Ortsplanung. Der Kanton 
legt dar, dass die Nachweise bezüglich Verfügbarkeit, Abstimmung Siedlung und Verkehr, ortsbauliche 
Dichte und Qualität und regionaler Bedarfsnachweis vorlägen.
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Der Bund hatte in der Vorprüfung darauf hingewiesen, dass der Standort Fruchtfolgeflächen (FFF) be-
ansprucht. Der Kanton hat nun den Grundlagenbericht mit dem Hinweis zur nötigen Kompensation der 
FFF bzw. mit dem in der Folgeplanung erforderlichen Nachweis der FFF-Kompensation (ca. 1.2 ha) er-
gänzt. Der Bund nimmt dies zur Kenntnis.

Das BAFU stellt fest, dass die neue Arbeitszone das Fliessgewässer «Buchser Giessen» auf beiden 
Uferseiten betrifft. Nach dessen Informationen lässt die Gemeinde zurzeit die Dimensionierung des 
Gewässerraums für den «Buchser Giessen» erarbeiten. Zum jetzigen Zeitpunkt gelten die Übergangs-
bestimmungen zur Änderung der GSchV vom 4. Mai 2011. 

Auftrag für die nachgeordnete Planung: Die spätere bauliche Nutzung ist mit dem künftigen Gewäs-
serraum zu koordinieren. 

2.3 NL11 Fruchtfolgeflächen

Der überarbeitete Sachplan Fruchtfolgeflächen (FFF) vom 8. Mai 2020 legt Grundsätze zur langfristi-
gen Sicherung der FFF und zu einheitlichen Qualitätskriterien bei der Beurteilung von Böden sowie zu 
Kompensationsregelungen beim Verbrauch von FFF fest. Kantone (darunter der Kanton St.Gallen), de-
ren FFF-Inventare nicht auf einer verlässlichen Datengrundlage beruhen, sind gemäss Sachplan FFF 
verpflichtet, eine Kompensationsregelung im Richtplan einzuführen. Vor diesem Hintergrund hat der 
Kanton St. Gallen entschieden, das bestehende Koordinationsblatt NL11 des kantonalen Richtplans in-
haltlich gesamthaft zu überprüfen und anzupassen.

Der Bund stellt fest, dass es sich um eine korrekte und umfassende Kompensationsregelung handelt. 
Der Grundsatz 10 des Sachplans FFF ist erfüllt.

Darüber hinaus regt das BAFU an, dass in der nachgelagerten Planung geeignete Instrumente erarbei-
tet werden, mit welchen eine Interessenabwägung zwischen den Interessen der FFF-Kompensation 
und der Förderung und dem Erhalt der Biodiversität bei den für die Kompensation in Frage kommen-
den Flächen vorgenommen wird. 

2.4 M41 Öffentlicher Verkehr

Mit der Anpassung 2025 des Richtplans wurden unter anderem im Abschnitt Ausbauvorhaben Bahn In-
frastrukturmassnahmen, die im Rahmen des Bahnausbauschritts 2025 oder dem Programm zur zu-
künftigen Entwicklung der Bahninfrastruktur (ZEB) realisiert wurden, gestrichen und der Stand der Fi-
nanzierung bei beschlossenen Projekten präzisiert. Der Kanton hat die seitens des Bundesamtes für 
Verkehr (BAV) und den SBB in der Vorprüfung vorgetragenen Bedenken zu den mit den Begriffen 
«Realisierung» und «Projektierung» gekennzeichneten Vorhaben berücksichtigt und diese gelöscht. 
Der Verweis in Klammern auf das zugrunde liegende Programm des Bundes oder die noch nicht gesi-
cherte Finanzierung aber bestehen lassen. Das BAV macht in diesem Zusammenhang deutlich, dass 
für das Vorhaben «Doppelspurausbau Mühlehorn – Tiefenwinkel» keine Finanzierung vorliegt, lediglich 
die Projektierung wurde mit Beschluss vom 16. August 2023 der «Botschaft zum Stand und zu Ände-
rungen der Ausbauprogramme für die Bahninfrastruktur sowie zur Perspektive Bahn 2050» gesichert.

Hinweis: Der Bund macht darauf aufmerksam, dass die Realisierung des Vorhabens «Doppelspuraus-
bau Mühlehorn–Tiefenwinkel "AS 2035"» nicht finanziert ist. Bisher sind lediglich Projektierungsmittel 
beschlossen. 
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2.5 VE31 Materialabbau- und Deponiestandorte

Mit der vorliegenden Richtplan-Anpassung 25 werden drei neue Deponiestandorte für den Deponietyp 
A in den Richtplan aufgenommen. Die Aufnahme von Deponiestandorten in den Richtplan richtet sich 
nach dem Verfahren der kantonalen Wegleitung 2022 «Planung, Errichtung und Betrieb von Material-
abbaustellen und Deponien im Kanton St. Gallen» (26. August 2024). Demnach ist durch eine Grobbe-
urteilung anhand von Ausschluss- und Prüfkriterien aufzuzeigen, dass sich der Standort für eine Depo-
nie grundsätzlich eignet.

Der Kanton St. Gallen hat die Aufträge und Hinweise des Bundes zu den Standorten Blosenberg, 
Grünhügel und Schuppis umgesetzt und entsprechende Anpassungen und Präzisierungen im Grundla-
genbericht zu den neuen Deponiestandorten vorgenommen. Dies ist im Sinne des Bundes.

Zu den übrigen Anpassungen der Anpassung 2025 hat der Bund keine Bemerkungen und Anträge vor-
zutragen. 

3 Anträge an die Genehmigungsbehörde

Im Sinne der erfolgten Prüfung wird dem UVEK gestützt auf Artikel 11 Absatz 1 der Raumplanungsver-
ordnung vom 28. Juni 2000 (SR 700.1) zuhanden des Bundesrats folgender Genehmigungsentscheid 
beantragt:

1. Gestützt auf den Prüfungsbericht des Bundesamtes für Raumentwicklung ARE vom 24. April 
2026 werden die Richtplananpassungen 2025 des Kantons St. Gallen mit dem Auftrag gemäss 
Ziffer 2 genehmigt.

2. Im Rahmen der nachgeordneten Planung hat der Kanton St. Gallen sicherzustellen, dass bei der 
Erweiterung des Entwicklungsschwerpunkts Arbeiten (ESP Arbeiten) «Erweiterung-Fegeren» in 
der Stadt Buchs (Kapitel S21 Arbeitszonenbewirtschaftung) die geplante bauliche Nutzung mit 
dem Gewässerraum des Fliessgewässers «Buchser Giessen» koordiniert wird.

Bundesamt für Raumentwicklung
Der Direktor

Roman Mayer
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